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Die vierte Deutsche Islamkonferenz hat begonnen 

Mit Muslimen reden
Von Frederik Schindler

An der Auftaktveranstaltung zur vierten Deutschen Islamkonferenz nahm auch 
die neu gegründete »Initiative säkularer Islam« teil. Nicht nur damit waren 
konservative Muslime nicht einverstanden.

Am vorvergangenen Mittwoch sorgte Horst Seehofer (CSU) für eine Über­raschung. Im 
März hatte er der Bild-Zeitung noch gesagt: »Der Islam gehört nicht zu Deutschland.« 
Zwei Tage vor Beginn der vierten Auflage der Deutschen Islamkonferenz (DIK) vollzog der 
Bundesinnenminister einen Sinneswandel. Wie ein »Islam in, aus und für Deutschland« 
entwickelt werden könne, »der in unserer Gesellschaft verwurzelt ist und damit die Werte 
sowie die Lebensart unseres Landes teilt«, sei die Kernfrage der vierten DIK, schrieb der 
Schirmherr der vom Bundesinnenministerium veranstalteten Konferenz in einem 
Gastbeitrag für die FAZ.

Handlungsbedarf gebe es in der Frage, wie muslimische Religionsgemeinschaften so 
organisiert werden könnten, »dass sie den Anforderungen des 
Reli­gionsverfassungsrechts für eine Kooperation mit dem Staat genügen«. Dabei gehe es 
auch darum, »ausländische Einflussnahme dadurch zu ersetzen, dass Deutschlands 
Muslime nicht nur Organisation und Finanzierung ihrer Gemeinden selbst in die Hand 
nehmen, sondern auch die Imam­ausbildung an ihre Bedürfnisse anpassen«.

»Wir wollen uns nicht abfinden mit der wachsenden Macht eines 
demokratiefernen, politisierten Islams, der die Deutungshoheit über den 
gesamten Islam beansprucht.« Initiative säkularer Islam

Seehofer spricht damit zentrale Fragen der deutschen Islampolitik an: die Stellung der 
islamischen Verbände sowie die Organisation und Finanzierung der muslimischen 
Gemeinden. Die Position des Innenministers ist: Islamische Gemeinden können durchaus 
Kooperationspartner für den Staat sein oder sogar, wie etwa die großen christlichen 
Kirchen, Körperschaften des Öffentlichen Rechts werden – allerdings nur unter der 
Voraussetzung, dass sie frei von politischen Prägungen sind und sich von der Steuerung 


